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Offene Fragen bei der geplanten Einführung 

europäischer Rechnungslegungsstandards 
Präsidentenkonferenz der Rechnungshöfe mahnt ihre Beteiligung an 

Düsseldorf, 19.07.2016 –  „Die Interessen des Bundes und der Län-

der zum Ob und Wie der Einführung europäischer Rechnungsle-

gungsstandards müssen künftig gesamtstaatlich koordiniert wer-

den. Die Rechnungshöfe als Prüfungs- und Beratungsinstanz soll-

ten den Prozess begleiten und in den nationalen und europäischen 

Gremien vertreten sein “, erklärte Brigitte Mandt, die Vorsitzende 

der Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der Rech-

nungshöfe des Bundes und der Länder zur geplanten Einführung 

einheitlicher europäischer Rechnungslegungsstandards.  

Auf EU-Ebene wird derzeit die Einführung einheitlicher europäischer 

Rechnungslegungsstandards für den öffentlichen Sektor (EPSAS – Eu-

ropean Public Sector Accounting Standards) in den Mitgliedstaaten dis-

kutiert. Die bisherige Heterogenität der europäischen Haushalts- und 

Rechnungssysteme führt nach Einschätzung der Kommission dazu, 

dass belastbare Kennzahlenvergleiche über Staatsgrenzen hinweg 

kaum möglich sind. Einheitliche europäische Rechnungslegungsstan-

dards sollen helfen, Transparenz, Vergleichbarkeit, Rechenschaft, 

Nachhaltigkeit und Generationengerechtigkeit im Hinblick auf die öffent-

lichen Finanzen zu erreichen.  

Mit dem Beschluss des Positionspapiers zu EPSAS äußert die Präsiden-

tenkonferenz - ebenso wie Bundesrat und Bundestag - Bedenken, dass 

dieses Ziel nach gegenwärtiger Weichenstellung durch die Kommission 

nur durch Einführung einheitlicher europäischer Rechnungsstandards 



– 2 –

erreicht werden kann. Es sei zudem fraglich, ob der Nutzen der Einfüh-

rung in einem verantwortbaren Verhältnis zu den damit verbundenen 

Kosten steht. 

Die Präsidentenkonferenz stellt in ihrem Beschluss fest, dass der 

EPSAS-Prozess als ein gesamtstaatliches Thema anzusehen ist, das 

Bund, Länder, Kommunen und Sozialversicherungsträger gleicherma-

ßen betrifft. Sie hält daher eine gesamtstaatlich koordinierte Vorge-

hensweise und Positionierung gegenüber der Europäischen Kommission 

für zwingend erforderlich. Eine abgestimmte Position solle sowohl hin-

sichtlich der Zulässigkeit und Erforderlichkeit („Ob“) der EPSAS als auch 

hinsichtlich der Ausgestaltung und Entwicklung der einzelnen Standards 

(„Wie“) eingebracht werden. 

Der vollständige Beschluss kann hier heruntergeladen werden. 

Zur Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der Rechnungshöfe 

des Bundes und der Länder 

In der Präsidentenkonferenz arbeiten die Präsidentinnen und Präsiden-

ten der Rechnungshöfe des Bundes und der Länder zusammen. Regel-

mäßig nehmen auch die Rechnungshofpräsidenten der Republik Öster-

reich und der Schweiz sowie das deutsche Mitglied des Europäischen 

Rechnungshofs teil. Gelegentlich wendet sich die Präsidentenkonferenz 

auch mit gemeinsamen Stellungnahmen oder Berichten an die Öffent-

lichkeit. Der Vorsitz koordiniert die Zusammenarbeit und vertritt das 

Gremium nach außen. Er wechselt jährlich zwischen den Rechnungshö-

fen. Bis 30.06.2017 ist die Präsidentin des Landesrechnungshofs Nord-

rhein-Westfalen, Brigitte Mandt, Vorsitzende des Gremiums. 

http://www.lrh.nrw.de/images/LRHNRW/Zusammenarbeit/Positionspapier_EPSAS.pdf

